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Kleine Anfrage 8438 
 
der Abgeordneten Sonja Bongers und Elisabeth Müller-Witt   SPD 
 
 
Wie hoch ist die Anzahl der unerledigten Ermittlungsverfahren in Nordrhein-Westfalen? 
 
 
Wie aus der Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 7880 hervorgeht, ist der 
Bestand der Ermittlungsverfahren bei den Staatsanwaltschaften in Nordrhein-Westfalen 
zuletzt weiter gestiegen. Mit 299.964 erreichte er am 31. März 2026 einen neuen Höchststand. 
Ein zügiges Ermittlungsverfahren ist Grundvoraussetzung für eine funktionierende 
Strafverfolgung. Andernfalls besteht die Gefahr der Vernichtung von Spuren oder 
Beweismitteln, der Verjährung und weiteren Faktoren, die ein späteres Ermittlungsverfahren 
erschweren. Auch für mutmaßlich Geschädigte kann ein langanhaltendes 
Ermittlungsverfahren eine starke Belastung sein. Täter können sich indes ermuntert fühlen, 
wenn eine Verfolgung ausbleibt. „Strafe muss auf dem Fuß folgen“ ist keine Floskel. Es gilt 
das Beschleunigungsgebot aus  
Art. 2 I GG i. V. m. Art. 20 III GG, Art. 6 I 1 EMRK: Das gesamte Strafverfahren inkl. 
Ermittlungsverfahren ist zügig durchzuführen, um die Belastungen des Betroffenen möglichst 
gering zu halten, besonders, wenn sich der Beschuldigte in der U-Haft befindet. Kommt es zu 
regelmäßigen Verzögerungen, kann das Vertrauen in den Rechtsstaat und die Strafverfolgung 
insgesamt untergraben werden. 
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. Wie hoch war die Anzahl der zum Stichtag 30.06.2026 offenen Ermittlungsverfahren bei 

den einzelnen Staatsanwaltschaften in Nordrhein-Westfalen jeweils?  
 
2. Wie hoch war die Anzahl der zum Stichtag 30.06.2026 offenen Ermittlungsverfahren bei 

den Staatsanwaltschaften in Nordrhein-Westfalen insgesamt? 
 
3. Wie hoch waren die quartalsweise erfassten Neuzugänge der Ermittlungsverfahren in 

den ersten beiden Quartalen des Jahres 2026?  
 
4. Wie bewertet die Landesregierung ihre Maßnahmen zur Reduzierung der Anzahl 

unerledigter Ermittlungsverfahren vor dem Hintergrund dieser Zahlen? 
 
5. Inwieweit wurden die für den Haushaltsplan 2026 vorgesehenen 58 Planstellen zur 

Verstärkung des staatsanwaltschaftlichen Dienstes bislang besetzt? 
 
 
Sonja Bongers 
Elisabeth Müller-Witt 


